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Einleitung 

I. Fragestellung 

Am 1. Juli 1896 trat das Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
(UWG) in Kraft.  Das UWG war das erste Gesetz, das im deutschen Rechtskreis spe-
ziell und ausschließlich dem in seinem Namen zum Ausdruck kommenden Zweck 
diente. Es wandte sich mittels straf-  und zivilrechtlich ausgestalteter Einzelfallbe-
stimmungen gegen eine Reihe von Verhaltensweisen Handel- und Gewerbetreiben-
der. Die §§ 1-4 betrafen schwindelhaftes Verhalten im Bereich der Werbung, des 
sog. „Reklamewesens". § 5 richtete sich gegen QuantitätsVerschleierungen, d. h. 
Veränderungen der Mengenverhältnisse bei Handelsgütern. §§ 6 und 7 verboten un-
wahre, kredit- oder geschäftsschädigende Äußerungen eines Handel- oder Gewer-
betreibenden über einen Wettbewerber, die sog. „Geschäftsehrverletzung".  § 8 rich-
tete sich gegen die täuschende Benutzung von Namen, Firmen oder Geschäftsbe-
zeichnungen, den sog. Kennzeichenmißbrauch. Die §§9 und 10 schließlich betrafen 
den Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen.1 

Die Geltungsdauer dieses Gesetzes war kurz. Schon 1907 nahm der Gesetzgeber 
Novellierungsarbeiten in Angriff,  die in das UWG von 1909 mündeten. Es trat am 
1. Oktober 1909 in Kraft  und löste damit das UWG von 1896 ab. 

Die kurze Geltungsdauer mag einer der Gründe dafür sein, daß die rechtswis-
senschaftliche Literatur dem UWG von 1896 seit seiner Erneuerung 1909 kaum 
mehr Beachtung geschenkt hat. Oftmals wird die Bedeutung des Gesetzes ledig-
lich darin gesehen, daß das Jahr 1896 den Beginn des gesetzlichen Schutzes gegen 
unlauteren Wettbewerb markiert. Als wesentlicher Grund für die rasche Erneue-
rung wird im allgemeinen die Mangelhaftigkeit des Gesetzes, insbesondere das 
Fehlen einer Generalklausel genannt.2 Bezeichnenderweise verstrich die hundert-
jährige Wiederkehr seines Inkrafttretens  1996 nahezu unbemerkt. Die letzte um-
fassende Untersuchung seiner Entstehung liegt über 75 Jahre zurück.3 Erst in jün-
gerer Zeit ist das UWG von 1896 wieder Gegenstand der rechtshistorischen For-

1 Die übrigen §§11-17 des UWG von 1896 behandeln nachgeordnete Fragen allgemeiner 
Art, wie die Verjährungsfrist  (§11), Antragsvoraussetzung (§ 12) oder den internationalen Be-
zug (§16). 

2 Heinrich  Hubmann,  Gewerblicher Rechtsschutz, 5. Aufl., München 1988, 26; Horst  Rai-
ner  Jacobs (Hrsg.)/Walter  F.  Lindacher/Otto  Teplitzky,  Großkommentar zum UWG, Berlin 
1994, Einl UWGRdnB15ff. 

3 Franz  Greiner,  Die Entstehungsgeschichte der Generalklausel im Reichsgesetze gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909, jur.Diss., Erlangen 1925. 

2 vonStechow 



18 Einleitung 

schung geworden, allerdings nur in Teilbereichen und mit anderen Schwerpunk-
ten.4 

Hier setzt die vorliegende Arbeit an. Sie will die Entstehungsgeschichte und die 
Auswirkungen des UWG von 1896 untersuchen. 

Zu fragen ist also erstens, warum Ende des 19. Jahrhunderts der Gesetzgeber es 
als notwendig ansah, erstmals für Handel- und Gewerbetreibende einen rechtlichen 
Kodex für das Verhalten in einer Wettbewerbsordnung aufzustellen. Darüber hinaus 
ist im Einzelnen zu analysieren, wie es zur Gestaltung des Gesetzes in seiner kon-
kreten Form kam und welches die Schwerpunkte der Diskussion während seiner 
Entstehung waren. Zweitens ist zu fragen, wie sich das Gesetz in der Praxis aus-
wirkte und worin die Gründe für seine rasche Novellierung liegen. 

Entsprechend der Fragestellung erfolgt  die Untersuchung in drei Teilen. Der erste 
Teil dient der Herausarbeitung der Grundlagen, der im letzten Viertel des 19. Jahr-
hunderts allmählich einsetzenden Bemühungen um die Schaffung  eines gesetzli-
chen Lauterkeitsschutzes im Erwerbsleben in Deutschland. Insbesondere soll dabei 
untersucht werden, welche Faktoren den Ausschlag dafür gaben, daß nicht nur eine 
bedeutende Zahl der Handel- und Gewerbetreibenden, sondern auch das Parlament 
und Vertreter der Wissenschaft eine Erweiterung der Rechtsordnung zum Schutz ge-
gen unlauteren Wettbewerb für geboten hielten und damit die Aufnahme der Gesetz-
gebungsarbeiten durch die Regierung bewirkten. Diese Frage erscheint umso wich-
tiger, wenn man sich vor Augen hält, daß „unlauterer Wettbewerb" noch zur Zeit der 
Reichsgründung von 1871 als Begriff  im deutschen Sprachgebrauch nicht bekannt 
und den Zeitgenossen auch als komplexe Erscheinung im Wirtschaftsleben nicht be-
wußt war. Gerade dies zeigt auch, daß eine Arbeit zur Entstehungsgeschichte des 
UWG von 1896 sich nicht auf eine Beschreibung des Rechtsschutzes vor unlauteren 
Verhaltensweisen im wirtschaftlichen Wettbewerb unmittelbar vor und nach dem 
Inkrafttreten  des UWG beschränken kann, sondern weiter ausholen muß. So bedarf 
es u. a. der Berücksichtigung der Wirtschaftsgeschichte sowie der Geschichte der 
Gesetzgebung und der Rechtswissenschaft im 19. Jahrhundert. 

Der zweite Teil geht der Frage nach, wie das Gesetz seine konkrete Gestalt er-
langte. Dieser Teil, der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit, untersucht demnach 
die Kodifikationsgeschichte des UWG von 1896. Zu analysieren sind insbesondere 
der Zweck und der Inhalt des Gesetzes. Dies erfolgt  in zwei Schritten. 

4 Ζ. B. Die the Im Klippel,  Der zivilrechtliche Schutz des Namens, Paderborn, 1985; Barbara 
Dölemeyer/Diethelm  Klippel,  Der Beitrag der deutschen Rechtswissenschaft zur Theorie des 
gewerblichen Rechtsschutzes und Urheberrechts, in: GRUR, Festschrift zum hundertjährigen 
Bestehen der Deutschen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht und ih-
rer Zeitschrift, Bd.I, Weinheim 1991,187 ff.;  Elmar  Wadle,  Fabrikzeichenschutz und Marken-
recht. Geschichte und Gestalt des deutschen Markenschutzes im 19. Jahrhundert, 1. Teil, Ent-
faltung, Berlin 1977; 2. Teil, Historisch-dogmatische Grundlinien, Berlin 1983; Rolf  Geyer, 
Der Gedanke des Verbraucherschutzes im Reichsrecht des Kaiserreichs und der Weimarer Re-
publik (1887-1933), Frankfurt/M.,  2001. 
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Zunächst werden die Grundgedanken der Diskussion um die Notwendigkeit eines 
Schutzes gegen unlauteren Wettbewerb herausgearbeitet. Die Frage ist also vor al-
lem, warum der Gesetzgeber überhaupt ein gesetzliches Vorgehen gegen unlauteren 
Wettbewerb in der vorliegenden Form für notwendig erachtete und wen oder was er 
damit zu schützen gedachte. Der Schwerpunkt der Diskussion während der Gesetz-
gebungsarbeiten betraf die Auseinandersetzung um die Ausgestaltung der einzelnen 
Bestimmungen. Dies wird in einem zweiten Schritt dargestellt. Unter anderem geht 
es um die Frage, ob der Schutz mittels einer Generalklausel erfolgen müsse, ferner, 
ob das Zivilrecht oder das Strafrecht  die richtigen Instrumente zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs bereithalte. Sodann wird die Kodifikationsgeschichte jeder 
einzelnen Bestimmung analysiert. Hier ist zu fragen, warum der Gesetzgeber gerade 
bestimmte Erscheinungsformen des unlauteren Wettbewerbs in den Katalog der 
Einzelfallbestimmungen aufnahm und weshalb diese Bestimmungen so und nicht 
anders formuliert  wurden. 

Der abschließende dritte Teil untersucht die Wirkung des Gesetzes und versucht 
einen Überblick über die Gründe zu geben, die zu der Schaffung  des UWG von 1909 
führten. Hier geht es um den Einfluß der Rechtsprechung auf die Wirkung und Er-
neuerung des Gesetzes und um die Lücken, die Wirtschaft,  Interessenverbände und 
die Literatur im UWG von 1896 meinten, entdeckt zu haben. Vor allem eine fehler-
hafte Rechtsprechung bzw. inhaltliche Mängel werden heute als wesentliche Grün-
de der Erneuerung des UWG von 1896 genannt.5 Es hat sich jedoch gezeigt, daß die-
se Antworten die Änderung und Erneuerung des UWG nur unzureichend erklären. 
Zu analysieren ist insbesondere, welche Interessen bei der Entstehung des UWG 
von 1909 berücksichtigt wurden. 

I I . Quellen und Literatur 

Neuere Spezialliteratur zur Entstehung der ersten gesetzlichen Grundlage des 
modernen deutschen Wettbewerbsrechts liegt nicht vor. Zu erwähnen sind die älte-
ren Dissertationen von Greiner 6, Volleth 7 und Bolle}  Den heutigen methodischen 
und inhaltlichen Anforderungen  an eine rechtshistorische Dissertation genügen sie 
nicht. Zudem setzen sie andere Schwerpunkte. Bolles  Schwerpunkt liegt auf einem 
Rechtsvergleich des deutschen Wettbewerbsrechts mit dem englischen. Greiner  und 
Volleth  untersuchen in erster Linie das UWG von 1909; dabei spielt die Entstehung 
der Generalklausel eine herausragende Rolle. Dies verstellt den Blick auf die ge-

5 Vgl. Baumbach/H eferme hl,  Wettbewerbsrecht, 21. Aufl., 1999 München, Allg., Rz.38, 
Volker  Emmerich,  Das Recht des unlauteren Wettbewerbs, 3. Aufl., München 1990,10 f.; Groß-
kommentar UWG (wie Fn. 2) Einl. Β 13 ff. 

6 Siehe oben, Fn. 3. 
7 Hans Volleth,  Die Entstehung und Wirkung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-

werb, phil.Diss., Erlangen 1923. 
8 Johannes Andreas  Bolle,  Entwicklungslinien und systematische Stellung der Regeln über 

den unlauteren Wettbewerb im deutschen und englischen Recht, jur. Diss., Leipzig 1928. 

2* 


